
Gefordert wird auch eine Novelle des Privatschulgesetzes zur 
Bereitstellung von Bildungsangeboten außerhalb des 
autochthonen Minderheitengebietes.  

Gemeinschaft/ Skupnost fordert Schulnovelle 

(Auszugsweise aus: volksgruppen.orf.at/slovenci/meldungen,27. 11. 2023) 

Der Vorstand der Gemeinschaft der Kärntner Slowenen und Sloweninnen/ 
Skupnost koroških Slovencev in Slovenk (SKS) fordert eine Reform der 
Minderheiten-Schulgesetzgebung. Es geht u.a. um eine gesetzliche 
Festschreibung der zweisprachigen Elementarpädagogik sowie Erhaltung 
und Ausbau kleiner zweisprachiger Volksschulen. 

Gefordert wird auch eine Novelle des Privatschulgesetzes zur Bereitstellung 
von Bildungsangeboten außerhalb des autochthonen Minderheitengebietes. 
Das bestehende Minderheiten-Schulgesetz für Kärnten stammt in seinem 
Kern aus dem Jahr 1958 – eine Reform sei dringend notwendig, wie die 
Gemeinschaft/ Skupnost anlässlich ihrer Generalversammlung in einer 
Aussendung festhielt. 

Auch Volksgruppenbeirat fordert Novelle 

Mit ihren Forderungen schließt sie sich dem im Volksgruppenbeirat Mitte 
Oktober beschlossenen Forderungskatalog an. Darin wurde 
Bildungsminister Martin Polaschek (ÖVP) aufgerufen, sich für eine 
entsprechende zeitnahe Novellierung des Minderheiten-Schulgesetzes für 
Kärnten einzusetzen und eine Arbeitsgruppe, in welche Vertreter der 
slowenischen Volksgruppe einbezogen werden, einzuberufen. 

Gewünscht wurde die Ausweitung des Minderheiten-Schulgesetzes für 
Kärnten auf den Bereich der Vorschulerziehung und Elementarpädagogik. 
Die Grundprinzipien sollten im Bundesgesetz verankert werden und die 
nähere Ausgestaltung im Bereich der Zuständigkeit des Landes geregelt 
sein, wurde in der Resolution festgehalten. Zur Erfüllung des Anspruches 
sollten auch anerkannte private Einrichtungen herangezogen und finanziell 
gleichbehandelt werden können. 

In der Generalversammlung am Samstag in Globasnitz/ Globasnica wurde 
Bernard Sadovnik als Obmann wiedergewählt. Zalka Kuchling und Nadja 
Polzer wurden als seine Stellvertreterinnen einstimmig bestätigt 


